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Berlin, 17. August 2026

Ihre Wahlprüfsteine zur Abgeordnetenhauswahl 2026 

Sehr geehrte Frau Dr. Faison,

haben Sie vielen Dank für Ihre Anfrage und das Interesse an unserem 
Wahlprogramm. Wir freuen uns sehr, wenn sich Berliner*innen informiert und aktiv 
in den politischen Prozess einbringen und lassen Ihnen anbei die Antworten der SPD 
Berlin zukommen. Unser gesamtes Wahlprogramm in voller Länge finden Sie unter 
https://spd.berlin/wahlprogramm/. 

Frage 1: Wie wollen Sie langfristige und verlässliche Finanzierung und 
Beteiligung von Migrant*innen Selbstorganisationen an politischen 
Entscheidungsprozessen stärken?

Migrant*innenselbstorganisationen leisten dauerhaft wichtige Arbeit für Teilhabe, 
Beratung und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Deshalb wollen wir 
bestehende Förderinstrumente wie das Partizipations- und Integrationsprogramm 
(PartIntP), den Integrationsfonds und den Strukturfonds weiterentwickeln. Für 
Aufgaben, die dauerhaft anfallen, setzen wir uns für verlässliche und längerfristige 
Finanzierungsmodelle ein. Eine Projektförderung allein reicht dafür nicht aus. 
Politische Beteiligung stärken wir durch regelmäßigen und frühzeitigen Dialog mit 
den Organisationen. Sie sollen bei der Weiterentwicklung der Integrations- und 
Antidiskriminierungspolitik sowie bei relevanten Gesetzgebungs- und 
Haushaltsprozessen einbezogen werden. Im Parlament setzen wir uns dafür ein, die 
Erfahrungen und Perspektiven migrantischer Selbstorganisationen systematisch zu 
berücksichtigen. Über Umfang, Kriterien und konkrete Formen einer institutionellen 
Finanzierung wollen wir mit den Organisationen weiter beraten.

An
Migrationsrat Berlin e. V. in Kooperation mit 
der RAA Berlin
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Per E-Mail: 
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Frage 2: Unterstützen Sie die Einführung des Wahlrechts auf Landesebene 
für dauerhaft in Deutschland lebende Drittstaatsangehörige? Wenn ja, ab 
welcher Dauer? Bitte begründen Sie Ihre Position.

Politische Teilhabe darf nicht davon abhängen, ob Menschen bereits die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. Die SPD Berlin setzt sich für eine stärkere Beteiligung 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte ein und will Einbürgerung erleichtern. 
Auf eine bestimmte Aufenthaltsdauer haben wir uns dabei noch nicht festgelegt. Wir 
wollen die rechtlichen und politischen Möglichkeiten für mehr politische Beteiligung 
prüfen und dabei die Erfahrungen der betroffenen Menschen und ihrer 
Selbstorganisationen einbeziehen. Auf Bundesebene setzen wir uns weiterhin für 
faire und praktikable Wege zur Einbürgerung ein. Die rechtliche Zuständigkeit für 
ein Landeswahlrecht muss ebenfalls geprüft werden.

Frage 3: Werden Sie sich für die Wiedereinrichtung spezialisierter 
Gewaltschutz Fachstellen im LEA einsetzen, um Betroffenen 
geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt einen sicheren, 
diskriminierungsfreien Zugang zu aufenthaltsrechtlichen Schutz gemäß 
der Istanbul Konvention zu gewährleisten?

Die SPD Berlin steht für die Umsetzung der Istanbul Konvention und für einen 
verlässlichen Schutz vor geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt. Das 
Berliner Gewalthilfegesetz schafft die Grundlage für den weiteren Ausbau des 
Hilfesystems. Dazu gehören Frauenhäuser, Schutzwohnungen, psychosoziale 
Angebote, Täterarbeit und eine bessere Zusammenarbeit von Polizei, Justiz und 
Fachberatungsstellen. Der Zugang zu Schutz darf nicht an Diskriminierung oder 
fehlender Orientierung im Aufenthaltsrecht scheitern. Wir wollen prüfen, wie 
aufenthaltsrechtliche Anliegen gewaltbetroffener Menschen im Landesamt fachlich 
spezialisiert, sicher und traumasensibel bearbeitet werden können. Dabei sollen 
Fachberatungsstellen und Betroffene einbezogen werden.

Frage 4: Mit welchen konkreten Maßnahmen werden Sie 
Diskriminierungsschutz als verbindlichen Bestandteil des Kinderschutzes 
verankern? Werden Sie Diskriminierung als mögliche 
Kindeswohlgefährdung anerkennen und verbindliche Präventions, 
Interventions und Beschwerdeverfahren einführen?

Kinder und Jugendliche müssen in Kita und Schule vor Mobbing, Rassismus und 
jeder Form von Diskriminierung geschützt werden. Wir wollen an jeder Schule ein 
Anti Mobbing Team und multiprofessionelle Teams ausbauen. In der Ausbildung 
pädagogischer Fachkräfte verankern wir verpflichtende diskriminierungskritische 



Module auf allen Entwicklungsstufen. Fortbildungen zu Diskriminierung, Rassismus 
und Postkolonialismus stärken wir. Eine unabhängige Beschwerdestelle für Schulen 
und Kitas wollen wir beim Parlament ansiedeln. Rahmenlehrpläne, Curricula und 
Lernmaterialien sollen queer, rassismus und kolonialsensibel überarbeitet werden. 
Diskriminierung muss als relevantes Risiko für das Wohl und die Entwicklung von 
Kindern systematisch berücksichtigt werden. Verbindliche Präventions, Interventions 
und Beschwerdewege wollen wir auf dieser Grundlage weiterentwickeln.

Frage 5: Wie wollen Sie Diskriminierungsschutz und institutionellen 
Kinderschutz dauerhaft in der Qualifizierung pädagogischer Fach, Leitungs 
und Lehrkräfte verankern und Forschung, Monitoring sowie 
Datenerhebung zu Diskriminierung als Kindeswohlrisiko stärken?

Diskriminierungsschutz muss Teil der Ausbildung und der täglichen 
Qualitätsentwicklung in pädagogischen Einrichtungen sein. Die SPD Berlin will 
diskriminierungskritische Module verpflichtend in die Ausbildung pädagogischer 
Fachkräfte integrieren. Das gilt für alle Entwicklungsstufen. Ergänzend stärken wir 
Fortbildungen zu Diskriminierung, Rassismus und Postkolonialismus sowie Diversity 
und Queerkompetenz. Diese Inhalte sollen auch für Leitungskräfte und Lehrkräfte 
verbindlich und praxisnah weiterentwickelt werden. Forschung und Monitoring 
wollen wir ausbauen, damit Diskriminierung als Risiko für die Entwicklung und das 
Wohl von Kindern früher erkannt wird. Datenerhebungen müssen den Datenschutz, 
die Freiwilligkeit und die Zweckbindung sichern. Die betroffenen Communities und 
die Beschäftigten sollen an der Entwicklung von Indikatoren, Qualitätsstandards und 
Beschwerdeverfahren beteiligt werden.

Frage 6: Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um Barrieren beim 
Zugang geflüchteter Menschen zu Bildung, Gesundheit, Wohnraum und 
Arbeit abzubauen und ihre gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe in 
Berlin zu fördern?

Wir wollen geflüchteten Menschen gleichberechtigte Teilhabe in allen 
Lebensbereichen ermöglichen. Für geflüchtete Kinder sichern wir den Schulbesuch 
an einem Regelschulstandort. Spätestens nach einem Jahr soll der Übergang in 
Regelklassen erfolgen. Sprachförderung und Bildungsangebote bauen wir aus. 
Niedrigschwellige und mehrsprachige Beratung soll den Zugang zu gesundheitlicher 
Versorgung verbessern. Bei der Unterbringung setzen wir auf dezentrale Lösungen 
und auf den Zugang zu dauerhaftem Wohnraum. Dafür wollen wir sozialen und 
barrierefrei zugänglichen Wohnraum stärken. Für den Arbeitsmarkt brauchen 
Menschen schnelle Beratung, Sprachförderung, die Anerkennung ihrer 
Qualifikationen und Zugang zu passenden Angeboten. Die Integrationslots*innen, 
PartIntP, Integrationsfonds, Strukturfonds und das 



Landesantidiskriminierungsgesetz sollen diese Arbeit unterstützen. Das Projekt fair 
mieten fair wohnen wollen wir langfristig sichern, denn es setzt sich effektiv gegen 
die Benachteiligung von Menschen mit Migrationsgeschichte auf dem 
Wohnungsmarkt ein.

Im Parlament setzen wir uns dafür ein, institutionelle Zugangsbarrieren abzubauen.

Frage 7: Welche Maßnahmen planen Sie, um Mehrsprachigkeit als 
Bildungsressource zu verankern, § 15 SchulG umzusetzen, 
Erstsprachenunterricht und bilinguale Angebote auszubauen sowie 
Sprachverbote und sprachbezogene Diskriminierung wirksam zu 
verhindern?

Mehrsprachigkeit ist eine Bildungsressource und gehört zur Lebensrealität vieler 
Berliner Kinder und Jugendlicher. Schulen sollen diese Kompetenzen anerkennen 
und in den Unterricht einbeziehen. Die SPD Berlin setzt sich für einen 
diskriminierungsfreien Bildungszugang, für Sprachförderung und für eine 
diskriminierungskritische Überarbeitung von Lehrplänen und Lernmaterialien ein. 
Zur vollständigen Umsetzung von § 15 SchulG und zu konkreten Ausbauzielen für 
Erstsprachenunterricht und bilinguale Angebote haben wir noch keine 
abschließende Festlegung getroffen. Diese Frage wollen wir im Dialog mit Schulen, 
Eltern, Schüler\\*innen und migrantischen Organisationen weiter konkretisieren. 
Sprachbezogene Diskriminierung und pauschale Sprachverbote müssen verhindert 
werden. Dafür braucht es klare schulische Leitlinien, Fortbildungen, erreichbare 
Beschwerdewege und eine Schulkultur, die Mehrsprachigkeit anerkennt.

Frage 8: Werden Sie die Ziele der UN Dekade für Menschen afrikanischer 
Herkunft verbindlich im Berliner Koalitionsvertrag und in 
Ressortstrategien verankern? Falls ja: Welche Maßnahmen planen Sie, wie 
sichern Sie die Finanzierung und die Beteiligung afrodiasporischer 
Organisationen?

Die SPD unterstützt die UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft (2025-
2034) ausdrücklich und wird ihr bisheriges Engagement, um auf die Situation 
Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Menschen in Berlin aufmerksam zu 
machen, fortführen. Wir bauen die bestehenden Förderprojekte zu Monitoring, 
Beratung zu anti-Schwarzem Rassismus sowie zu rassismuskritischem 
Empowerment-Prozessen aus. Als überregional strahlender Erfolg soll das von Berlin 
und dem Bund für den Verein EOTO e. V. gekaufte CUZ Community Zentrum für 
Schwarze, afrikanische und afrodiasporische Menschen weiterentwickelt werden. 
Das Zentrum stellt einen einmaligen Ort für Austausch, Integration und 
Kompetenzerwerb für Schwarze Menschen und Menschen afrikanischer Herkunft in 
Berlin dar. In einem ausführlichen Partizipationsprozess wurden verschiedene 



Akteur*innen und Initiativen der Schwarzen Communities in die Ausgestaltung des 
Zentrums eingebunden. Das Zentrum soll künftig einen wichtigen Beitrag zur 
Auseinandersetzung mit der kolonialen Vergangenheit Berlins und mit aktuellen 
Formen des Rassismus leisten und gleichzeitig Raum für eine gesamtstädtische 
Kommunikation auf Augenhöhe schaffen.

Frage 9: Unterstützt Ihre Partei die Einrichtung beziehungsweise 
Verstetigung unabhängiger Beauftragter für anti Schwarzen Rassismus in 
Berlin? Falls ja: Welche Kompetenzen und Ressourcen sollen sie erhalten 
und wie soll ihre Unabhängigkeit gesichert werden?

Die SPD Berlin stärkt den Schutz vor Diskriminierung. Dazu gehören das 
Landesantidiskriminierungsgesetz, die gestärkte Ombudsstelle sowie Beratungs und 
Präventionsstrukturen gegen unterschiedliche Formen von Rassismus.

Wir wollen eine zentrale Beauftragte für Antidiskriminierung mit starken 
Kompetenzen und der Fortführung unserer eröffneten Handlungsfelder. Statt 
eigener Strategien streben wir ein Landeskonzept zu Antidiskriminierung an. 
(Vorbild: https://www.berlin.de/sen/lads/schwerpunkte/rechtsextremismus-
rassismus-antisemitismus/landeskonzeption/)

Frage 10: Welche Maßnahmen planen Sie, um die Rechte und den Schutz 
von trans, inter und nichtbinären Menschen, insbesondere von 
Geflüchteten und Migrant\\*innen, zu stärken?

Die SPD Berlin will die Rechte von LSBTIQ+ schützen und Queerfeindlichkeit 
bekämpfen. Der Berliner LSBTIQ+ Aktionsplan benennt den besonderen 
Schutzbedarf von LSBTIQ+ Geflüchteten und queeren Migrant\\*innen. Dabei 
müssen Überschneidungen von geschlechtlicher Identität, sexueller Orientierung, 
Fluchtgeschichte, Migration und Rassismus berücksichtigt werden. Wir wollen 
niedrigschwellige und mehrsprachige Beratungsangebote stärken und den Zugang 
zu Schutz vor Gewalt und Diskriminierung sichern. Behörden, Unterkünfte, Schulen, 
Gesundheitsdienste und Polizei brauchen diskriminierungskritische Qualifizierung 
und geeignete Materialien. Sichere Unterbringung und unabhängige Beschwerde 
und Unterstützungswege gehören dazu. Im Parlament setzen wir uns dafür ein, dass 
die Maßnahmen der Berliner LSBTIQ+ Strategie intersektional umgesetzt und 
gemeinsam mit den betroffenen Organisationen weiterentwickelt werden.

Ergänzt und spezifiziert werden diese Maßnahmen durch die in der auslaufenden 
Legislaturperiode erarbeitete und beschlossene Landesstrategie für queere 
Sicherheit und gegen Queerfeindlichkeit, für deren konsequente Umsetzung sich die 
SPD einsetzt.



Die SPD kämpft auch weiterhin für den verfassungsrechtlichen Schutz queeren 
Lebens durch die Erweiterung des Art. 3 GG um das Merkmal der sexuellen 
Identität. Die von Berlin eingebrachte und vom Bundesrat beschlossene 
Gesetzesinitiative muss im Bundestag vorangebracht werden.

Wir wollen die Förderung der psychosozialen Beratung insbesondere von Queers 
durch die Schwulenberatung fortführen.

//

Bei Fragen und weiterem Austauschbedarf stehen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung 
und sind für Sie unter Wahlprogramm.berlin@spd.de erreichbar.

Gerne bleiben wir weiterhin Ihr Ansprechpartner für Berliner Landespolitik und 
darüber hinaus.

mailto:Wahlprogramm.berlin@spd.de
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Berlin, 8. September 2026 

Ihre Wahlprüfsteine zur Abgeordnetenhauswahl 2026  

Sehr geehrte Frau Dr. Faison, 

haben Sie vielen Dank für Ihre Anfrage und das Interesse an unserem Wahlprogramm. Wir freuen 

uns sehr, wenn sich Berliner*innen informiert und aktiv in den politischen Prozess einbringen und 

lassen Ihnen anbei die Antworten der SPD Berlin zukommen. Unser gesamtes Wahlprogramm in 

voller Länge finden Sie unter https://spd.berlin/wahlprogramm/, unser Kurzwahlprogramm in ver-

schiedene Sprachen übersetzt unter https://spd.berlin/wahlprogramm/election-manifesto/.  

Diskriminierende Polizeikontrollen (Racial Profiling) stellen für viele Berliner*innen eine alltägliche 

Erfahrung dar. Werden Sie sich für eine Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgeset-

zes (ASOG) beziehungsweise anderer einschlägiger Rechtsgrundlagen einsetzen, um verdachtsunab-

hängige Kontrollbefugnisse abzuschaffen und Racial Profiling wirksam zu verhindern? Welche Maß-

nahmen planen Sie darüber hinaus, um unabhängige Kontroll- und Beschwerdemechanismen ge-

genüber der Polizei auszubauen?  

Staatliches Handeln muss diskriminierungsfrei sein. Neue Gesetze werden wir künftig auf ihre Ver-

einbarkeit mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) und dem 3 Landesgleichberechti-

gungsgesetz (LGBG) prüfen. Das Landesprogramm „Demokratie. Vielfalt. Respekt.“ entwickeln wir 

weiter und verankern es gesetzlich in einem Landesdemokratiefördergesetz, das bereits mit der 

Zivilgesellschaft erarbeitet wurde. Strukturellen Rassismus bekämpfen wir ressortübergreifend: 

mit der konsequenten Anwendung und Weiterentwicklung des Landesantidiskriminierungsgeset-

zes, einer starken unabhängigen Ombudsstelle und der systematischen Erfassung von Diskrimi-

nierungserfahrungen.  

Für Polizei, Verwaltung und Bildung wollen wir regelmäßige, praxisorientierte Trainings zu Rassis-

mus und Diskriminierung verankern. Beratungsstellen und Selbstorganisationen wollen wir dauer-

haft statt nur projektbezogen finanzieren. Darüber hinaus streben wir eine Einheit „Interne 

 
An 

Migrationsrat Berlin e.V.  

Fr. Dr. Victoria Faison 

victoria.faison@migrationsrat.de  
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Ermittlungen“ bei der Senatsverwaltung für Inneres an, die strafrechtlicher Vorwürfe gegen Be-

schäftigte des öffentlichen Dienstes aufarbeiten soll und präzisieren das Disziplinarrecht.  

Wir wollen das Vertrauen aller Communities in die Sicherheitsbehörden stärken und halten am 

klaren Verbot von Racial Profiling fest. Verdachtsunabhängige Kontrollen wollen wir räumlich und 

in ihrem Anwendungsbereich auf das notwendige Minimum beschränken. Deshalb unterziehen 

wir die Einstufung kriminalitätsbelasteter Orte einer regelmäßigen parlamentarischen Kontrolle.  

 

// 

Bei Fragen und weiterem Austauschbedarf stehen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung und sind für 

Sie unter Wahlprogramm.berlin@spd.de erreichbar. 

Gerne bleiben wir weiterhin Ihr Ansprechpartner für Berliner Landespolitik und darüber hinaus. 
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